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			Vorwahlen in Argentinien

			30 Millionen Wahlberechtigte nehmen am Urnengang teil
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			Die Präsidentin bei einer Kundgebung in Salta. (Foto: Presidencia)

			Buenos Aires (AT/mc) – Wer schneidet besser ab? Massa oder Insaurralde? Bergman oder Cabandié? Schiaretti oder Aguad? Dies sind nur drei der Fragen, die am morgigen Sonntag geklärt werden. Dann sind mehr als 30 Millionen Argentinier aufgefordert, in „offenen, gleichzeitigen und obligatorischen Vorwahlen“ (PASO) zu klären, wer bei den allgemeinen Wahlen am 27. Oktober kandidieren darf. Bei diesen werden dann 130 Mandate des Abgeordnetenhauses neu ermittelt, was der Hälfte aller Sitze entspricht. In acht der 24 Gliedstaaten sind zudem die Senatsposten neu zu vergeben. Es besteht Wahlpflicht für alle 18- bis 70-Jährigen. Für die 16- bis 18-Jährigen sowie für die Wähler über 70 Jahre ist die Wahl freiwillig.

			Der Sinn der Vorwahlen ist indes umstritten. Denn in vielen Fällen präsentieren die Parteibündnisse nur eine Liste, sodass die Wahl tatsächlich den Effekt einer besseren Umfrage hat. In anderen Fällen, wie bei den Peronisten in Córdoba, wo es tatsächlich große Gräben zwischen den verschiedenen Flügeln gibt, werden die Kandidatenfragen gerade nicht durch parteiinterne Vorwahlen geklärt, sondern es gibt organisatorisch getrennte peronistische Wahlvorschläge: Einmal die lokale Gliederung der PJ mit Juan Schiaretti, einem Vertrauten von Provinzgouverneur José De la Sota - zum anderen die Front für den Sieg (FPV), das einst von Néstor Kirchner geschmiedete Wahlbündnis, das normalerweise von der PJ getragen wird. 

			Ihrem eigentlichen Sinn entspricht die Vorwahl, an der erstmals auch 16- bis 18-Jährige teilnehmen können, nur in wenigen Fällen: So wie beim Mitte-Links-Bündnis UNEN, das in der Hauptstadt bei den Vorwahlen mit je drei verschiedenen Listen für die Sitze im Abgeordnetenhaus und im Senat antritt. Die jeweilige Siegerliste vertritt dann das Bündnis bei den Hauptwahlen im Oktober.

			Auch wenn man den morgigen Urnengang an sich also durchaus kritisch sehen kann, so gibt er doch einige wichtige Aufschlüsse über die politischen Kräfteverhältnisse im Land. Allen voran die Frage, wer in der wichtigen Provinz Buenos Aires das Rennen macht. Hier deutet sich ein Sieg von Sergio Massa, dem einstigen Kabinettschef von Cristina Kirchner und aktuellem Bürgermeister von Tigre, ab. Der 42-Jährige bewirbt sich um einen Sitz im Abgeordnetenhaus. Er hat seine politische Karriere bei der PJ begonnen, tritt nun aber mit einem eigenen Bündnis an, das den Namen „Erneuerungsfront“ trägt. Umfragen sahen Massa bei fast 34 Prozent der Stimmen. Sein schärfster Konkurrent Martín Insaurralde, der Bürgermeister von Lomas de Zamora, der für die regierungstreue Front für den Sieg ins Rennen geht, hat aber in den Prognosen Boden gut gemacht und wurde zuletzt bei rund 28 Prozent gesehen. Mit größerem Abstand folgen bei den Umfragen der oppositionelle Peronist Francisco De Narváez mit zwölf Prozent und die schweizstämmige Margarita Stolbizer als Kandidatin der „Progressiven Front“ mit zehn Prozent.

			In der Hauptstadt sahen die Meinungsforscher zuletzt die Kandidaten der PRO-Partei des Regierenden Bürgermeisters Mauricio Macri vorne. Bei den Wahlen zum Abgeordnetenhaus wird Sergio Bergman mit fast 28 Prozent gehandelt. Den K-Peronisten Juan Cabandié sehen die Umfragen bei 21 Prozent. Elisa Carrió, die eine der drei Listen des Mitte-Links-Bündnisses UNEN anführt, folgt dahinter mit 19 Prozent. 

			In der Hauptstadt werden zudem Senatsposten neu vergeben. Gute Karten hat den Umfragen gemäß Gabriela Michetti (PRO) mit 34 Prozent vor Daniel Filmus (FPV) mit 22 Prozent und Pino Solanas (UNEN) mit 10 Prozent.

			In Santa Fe erwarten die Meinungsforscher einen Erfolg der Sozialisten mit dem einstigen Gouverneur Hermes Binner als Spitzenkandidaten (44 %). Mit deutlichem Abstand folgen die K-Peronisten mit der „Front für den Sieg“ (17,5 %) und die Unión Pro des Macri-Verbündeten Miguel Del Sel (16 %).

			In der Provinz Córdoba gehen die Wahlforscher von einem Erfolg der lokalen PJ mit dem Ex-Gouverneur Juan Schiaretti als Spitzenkandidat (23 %). Die Radikalen mit Spitzenmann Oscar Aguad kommen demnach auf Platz (16 %). Die Front für den Sieg landet in den Umfragen mit 7 Prozent abgeschlagen auf Platz fünf. Gleichwohl erklärte deren Spitzenkandidatin Carolina Scotto, dass die Fahnen des Peronismus in der Provinz nicht durch die PJ von De la Sota, sondern durch Néstor und Cristina Kirchner verkörpert würden. Zum Vergleich: Man stelle sich einmal vor, bei den Bundestagswahlen in Deutschland würde ein CDU-Landesverband eine eigene Liste aufstellen, die sich auf Oppositionskurs zur Regierung von Angela Merkel (CDU) befindet. 

			Die Präsidentin hat sich derweil im Wahlkampf eine Strafanzeige eingehandelt, da sie die im Wahlgesetz vorgesehene 15-tägige Sperrfrist für Einweihungen öffentlicher Bauten vor den Wahlen nicht eingehalten habe. Eine entsprechende juristische Eingabe machten Politiker des Mitte-Links-Bündnis UNEN. Die Staatsanwaltschaft ermittelt.
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			Einbruch bei Sergio Massa

			Wasserschutzpolizist als Täter / Viele Fragen offen

			Buenos Aires (AT/mc) – Ein mysteriöser Einbruch in das Privathaus des Kandidaten Sergio Massa hat die Schlagzeilen der letzten Tage vor den morgigen Vorwahlen beherrscht. Der mutmaßliche Täter: Ein Mitglied der Küstenwache (prefectura). Der Vorfall hatte sich zwar bereits am 20. Juli ereignet. Er wurde aber erst am vorigen Sonntag durch einen Artikel der Zeitung „Página/12“ bekannt. 

			Massa, der Bürgermeister von Tigre ist und bei den Wahlen als Hauptwidersacher des Kirchner-Lagers gilt, erklärte, er habe den Einbruch zunächst nicht öffentlich gemacht, um einem Wunsch der Staatsanwaltschaft zu entsprechen. Doch nachdem in der Presse darüber berichtet wurde, trat er mit Videoaufnahmen, die von Sicherheitskameras aufgenommen wurden, sowie mit einem Bild vom mutmaßlichen Täter und dessen Schusswaffe an die Öffentlichkeit. 

			Die Mitschnitte zeigen, wie der Wasserschutzpolizist in die bewachte Wohnanlage „Isla del Sol“ in Tigre fuht, in der sich das Massa-Haus befindet. Die Bilder zeigen auch, wie sich der Mann gewaltsam Zutritt zu dem Anwesen verschaffte. Dort entwendete er einen Safe, in dem sich USB-Sticks mit Material über Massas politische Arbeit, Bargeld in Höhe von 65.000 Pesos und 1200 Dollar sowie Schmuck befanden. Zuvor hatte der Polizist, dessen Einheit für den Schutz der Wohnanlage zuständig ist, im Pförtnerhaus zwei Stunden mit Kollegen gewartet, ehe Massas Ehefrau Malena Galmarini das Areal verließ. Massa selbst war zum Zeitpunkt des Einbruchs wegen einer politischen Veranstaltung nicht zu Hause.

			Angesichts des Wahlkampfes verwundert es nicht, dass Spekulationen ins Kraut schossen, was die Hintergründe des Einbruchs betrifft. Massas Frau bezweifelte, dass es sich um gewöhnliche Alltagskriminalität handele. Der Politiker selbst kündigte an, sich von niemandem einschüchtern lassen zu wollen. 

			Andere Vermutungen stellte Sergio Berni, der Staatssekretär für Sicherheit, an. Er erinnerte daran, dass Massa sich im Wahlkampf als Sicherheitsgarant und „technologischer Sheriff“ präsentiert habe, der besonders auf Überwachung durch Videokameras setzt. Von daher glaubt auch Berni nicht, dass es sich bei dem Einbruch um „gewöhnliche Kriminalität“ gehandelt habe – wenn auch aus ganz anderen Gründen wie die Massas. Zur Untermauerung seiner Argumentation wies Berni noch darauf hin, dass sich Opfer und Täter gekannt hätten – was Massa im Übrigen bestätigte, da der Wasserschutzpolizist seit Jahren in dem Viertel für die Sicherheit verantwortlich sei.

			Ein Fall, der sicher noch manche Fragen bereit hält.
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			Die Woche in Argentinien

			Tote bei Explosion 

			Bei einer Gas-Explosion in einem Hochhaus in Rosario sind mindestens 13 Menschen ums Leben gekommen. Weitere acht Personen wurden bis gestern noch vermisst. Rund 80 Rettungshelfer suchten unter den Trümmern mit Hochdruck nach möglichen Überlebenden. Die Zahl der Verletzten bei dem Unglück am Dienstag lag bei 60 Menschen, teilten die Behörden mit. Das zehnstöckige Gebäude stürzte ein. Die Bergungsarbeit mussten unter äußersten Vorsichtsmaßnahmen vorangetrieben werden, da zwei anliegende Hochhäuser ebenfalls einstürzen könnten, berichtete die lokale Zeitung „La Capital“. Die Explosion war noch in vier Kilometern Entfernung zu hören. Erst vier Stunden nach der Explosion konnte die Gaszufuhr unterbrochen und der entstandene Brand gelöscht werden. Nach ersten Berichten war der Heizkessel des Gebäudes explodiert. Bürgermeisterin Mónica Fein erklärte jedoch, dass vor wenigen Tagen eine undichte Gasanlage repariert worden sei. Es werde untersucht, ob dies in Verbindung mit der Explosion stehe. Der Hausmeister des Gebäudes erklärte, ein Gasinstallateur habe im Untergeschoss versucht, ein Druckventil zu reparieren, ohne den Hochdruck-Gaszugang zu schließen. Als das Gas in großen Mengen ausbrach, sei der Installateur geflüchtet. Am Dienstagabend wurde er festgenommen. Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner machte sich am Mittwoch vor Ort ein Bild von der Katastrophe und verhängte eine zweitägige Staatstrauer.

			CFK leitet UN-Sitzung

			Eigentlich ist es fast immer so: Wenn Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner bei den Vereinten Nationen in New York ist, dann bringt sie das Thema der Malwinen-Inseln zur Sprache. So auch am vorigen Dienstag, als die argentinische Staatschefin die Sitzung des Sicherheitsrates leitete. In diesem Gremium hat Argentinien für einen Monat den Vorsitz inne. Cristina forderte Großbritannien einmal mehr dazu auf, entsprechend der UN-Resolution aus dem Jahr 1965 in Verhandlungen über den Status der seit 1833 britisch verwalteten Inseln einzutreten, auf die bekanntlich auch Argentinien Hoheitsrechte erhebt. „Wir sagen lediglich: Wir wollen, dass beide Länder sich an einen Tisch setzen und über eine strittige Frage reden.“ Auf Ablehnung stieß der Vorschlag beim britischen UN-Botschafter Mark Lyall Grant. Er vertrat die Meinung, man könne nicht über die Inseln verhandeln, solange es deren Bewohner nicht wünschten. Des Weiteren kritisierte Cristina in ihrer Rede die jüngst bekannt gewordenen Fälle von Internetspionage - ohne indes die dafür verantwortlichen USA namentlich zu nennen. Die Präsidentin mahnte außerdem Reformen des Sicherheitsrates an. Vor allem das Veto-Recht für die ständigen Mitglieder des Gremiums - USA, Russland, China, Frankreich und Großbritannien – ist Kirchner ein Dorn im Auge: „Die Veto-Mächte sind diejenigen, die nachhaltige Konfliktlösungen in der Welt verhindern.“

			Ermittlungen gegen Kritiker

			Die Steuerbehörde AFIP hat eine Abteilung, die speziell auf Regierungskritiker angesetzt wird. Dies jedenfalls berichtet die Zeitung „Clarín“ unter Berufung auf nicht näher bezeichnete Quellen in der Finanzverwaltung. Die Einheit werde demnach geleitet von Guiullermo Michel, dem stellvertretenden Leiter der AFIP-Koordinierungsstelle zu anderen Staatsorganen und Behörden. Der Funktionär stehe in direktem Kontakt zu Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner, von der er politische Weisungen entgegennehme, schreibt das regierungskritische Blatt. So seien Michel und sein Team zuletzt angesetzt worden, um gegen Ricardo Lorenzetti, den Vorsitzenden Richter des Obersten Gerichtshofs, sowie gegen dessen Familie zu ermitteln. Die Präsidentin habe sich revanchieren wollen, da Lorenzetti und dessen Kollegen die von der Regierung angestrebte Justizreform in entscheidenden Punkten für verfassungswidrig erklärt hatten, so die Darstellung der Zeitung. Andere prominente Betroffene dieser gezielten AFIP-Ermittlungen seien Ercole Felippa, der Vorsitzende der Industrie-Union, sowie der Filmemacher Eliseo Subiela. Letzterer hatte sich öffentlich über die Devisenkaufverbote der Regierung geärgert. Wenig später sei dann die AFIP bei Subiela vorstellig geworden, berichtet der „Clarín“.

			Identität wiedererlangt

			Vor 37 Jahren wurde er als Kind chilenischer Flüchtlinge von argentinischen Militärs verschleppt, jetzt hat der Mann seine wahre Herkunft erfahren. Die Identität sei durch einen Gentest bestätigt worden, teilte die Menschenrechtsorganisation Abuelas de Plaza de Mayo („Großmütter der Plaza de Mayo“) am Mittwoch in Buenos Aires mit. Die Eltern des Mannes waren 1974 während der Diktatur von General Augusto Pinochet (1973-1990) als Verfolgte ins Exil nach Argentinien geflohen. Als 1976 auch im Nachbarland das Militär die Macht übernahm, wurde das Paar mit seinem damals fünf Monate alten Kind in Buenos Aires festgenommen. Die Eltern sind bis heute verschwunden. Das Kind wurde von einem den Militärs nahestehenden Ehepaar als eigenes Kind standesamtlich eingeschrie-ben. Nach Angaben der Menschenrechtsorganisation haben bislang 109 Kinder von während der Militärdiktatur verschleppten und ermordeten Oppositionellen ihre Identität wiedererlangt.

			Probleme mit neuen U-Bahn-Stationen

			Gut zwei Wochen ist es her, dass Buenos-Aires-Bürgermeister Mauricio Macri die zwei neuen Stationen der U-Bahn-Linie B öffentlichkeitswirksam und wahlkampfgerecht einweihte. Doch seitdem ist der Wurm drin: Die Zugführer weigern sich, die neuen Stationen zu bedienen, da dies ihre Arbeitszeiten auf unzumutbare Weise verlängere. Die Folge: Die Haltestellen „Echeverría“ und „Rosas“ wurden praktisch kaum angefahren. Bislang gab es bereits mehrere Treffen zwischen der Stadtregierung, der U-Bahn-Betreibergesellschaft „Metrovías“ und Vertretern der Gewerkschaft „Metrodelegados“, um den Konflikt beizulegen. Bislang jedoch ohne Ergebnis. (AT/mc/dpa)
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			Eine untragbar hohe Kriminalität

			Die Sorge um die persönliche Sicherheit steht bei der Gesellschaft ganz oben. Der Einbruch in die Wohnung von Sergio Massa, dem Bürgermeister von Tigre, wurde sofort zum Politikum. Sicherheitssekretär Sergio Berni beschuldigte den Regierungskritiker Massa umgehend der politischen Propaganda. Dieser erwiderte, dass er zwei Wochen geschwiegen habe, weil der Raub von einem Mitglied der Marinepräfektur vollzogen worden sei, und er somit vorsichtig sein wollte. Er habe somit auf die Politisierung verzichtet. Beiläufig sagte er dann auch, dass der Verbrecher dank der Überwachungsanlagen in seinem Wohnviertel entdeckt worden sei, was seine These über die Bedeutung dieser Anlagen im Kampf gegen die Kriminalität bestätige. Berni konterte, dass im Bezirk Tigre Banden von Drogenhändlern tätig seien. Ein schlechtes Argument, denn dies fällt unter seinen Kompetenzbereich und nicht unter den von Bürgermeister Massa. Der gewöhnliche Bürger zieht aus diesem Fall den Schluss, dass es um die Sicherheit besonders schlecht bestellt ist, wenn ein bekannter Bürgermeister in einem geschlossenen Wohnviertel von einem  Mitglied der Sicherheitskräfte ausgeraubt wird.

			Präsidentin Cristina Kirchner kümmerte sich erst um das Thema, als sie gemerkt hat, dass die persönliche Unsicherheit untragbar geworden ist. Dann hat sie den Militärarzt und Oberstleutnant Sergio Berni zum Sicherheitssekretär ernannt, aber zunächst Nilda Garré als Sicherheitsministerin beibehalten. Dass ausgerechnet eine Frau die Polizei kommandierte, die seinerzeit mit den Montonero-Terroristen verbunden war, ist recht absurd. Denn die Montoneros haben 300 Polizisten erschossen, meistens auf offener Straße, um ihnen die Pistole und das Abzeichen zu stehlen, um in der Organisation befördert zu werden. Frau Garré wurde schließlich zur Botschafterin bei der Organisation amerikanischer Staaten ernannt, und durch den ehemaligen Verteidigungsminister Puricelli ersetzt, der von Sicherheit auch nicht die geringste Ahnung hat, kommt er doch aus Santa Cruz, wo das Problem nicht besteht. Berni ist der eigentliche Minister, und er leistet gute Arbeit.

			Die Sicherheitsproblematik ist jedoch komplexer, und was Berni macht, gleicht einem Tropfen auf den heißen Stein. Es geht einmal um das sogenannte “garantistische” Konzept, das Ideologen der Regierung, auch Eugenio Zaffaroni, Mitglied des Obersten Gerichtshofes, vertreten. Demnach sind Verbrecher grundsätzlich Opfer einer ungerechten Gesellschaft. In der Praxis bedeutet dies, dass die Polizei keine Rückendeckung erhält. Wenn ein Polizist einen Räuber oder Mörder tötet, wird er des Mordes angeklagt, und das kann ihn seine Karriere kosten, oder sogar zu einer Haftstrafe führen. Er muss eben warten, bis der Verbrecher auf ihn schießt, und wenn er Glück hat und mit dem Leben davonkommt, erst dann darf er schießen. Solange hier keine grundsätzliche Änderung stattfindet ist Hopfen und Malz verloren. Aber Achtung: Dabei könnten gelegentlich auch unschuldige Menschen der Polizei zum Opfer fallen, was schwer zu vermeiden ist. Muss man das in Kauf nehmen?

			Das Problem steht in enger Beziehung zum Rauschgifthandel, der in den letzten Jahren in Argentinien enorm expandiert hat. Beim Drogenvertrieb sind die Gewinnmargen anormal hoch, wobei auch großzügige Schmiergelder mit eingerechnet werden, die vornehmlich an Politiker und Polizisten gezahlt werden. Wenn ein Polizist einen Haufen Geld kriegt, um wegzuschauen, dann schaut er eben weg. Und mit Geldgeschenken versanden auch Klagen bei der Staatsverwaltung und der Justiz.

			Die einzige Möglichkeit der effektiven Bekämpfung des Rauschgifthandels besteht im Einsatz der Streitkräfte, die ohnehin nichts Vernünftiges zu tun haben. Die Luftwaffe müsste mit der Kontrolle des Drogenschmuggels mit Flugzeugen und die Marine mit dem, der über den See- oder Flussweg erfolgt, betraut werden. Und das Heer müsste sich allgemein mit der internen Kontrolle befassen. Dies erfordert eine Reform des Gesetzes über die Streitkräfte, was jedoch nur eine Formsache sein sollte.

			Das Problem der persönlichen Sicherheit wurde bisher nur vom Standpunkt der Strafgesetzgebung behandelt. Vor Jahren hat der Unternehmer Blumberg, dessen Sohn von Verbrechern entführt und danach ermordet worden war, eine Verschärfung der Gesetze erreicht. Das hatte jedoch überhaupt keine effektive Wirkung. Denn es geht grundsätzlich nicht um die Bestrafung, sondern um die Aufdeckung der Verbrecher, der verbrecherischen Organisationen und vor allem des Drogenhandels, der jugendlichen Kriminalität zu Grunde liegt. Denn die jungen Menschen müssen sich dann das Geld für den Konsum von Kokain, “Paco” oder Marihuana, eventuell auch Heroin, beschaffen, und dann stehlen sie wo und wie sie können. Wobei sie dann auch leichtfertig töten.
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			Aussichtsloser Kampf

			Von Stefan Kuhn

			Es sieht nicht gut aus für die SPD in ihrem 150. Geburtsjahr. In sechs Wochen wählen die Deutschen einen neuen Bundestag, Rot-Grün ist laut Umfragen weniger wahrscheinlich als Schwarz-Grün, und der sozialdemokratische Kanzlerkandidat Peer Steinbrück stolpert von einer Wahlkampfpanne zur nächsten. Natürlich kann man der Bundeskanzlerin mangelnde Europabegeisterung vorwerfen, auch wenn das nicht sonderlich klug ist. Aber dies mit Angela Merkels DDR-Vergangenheit in Verbindung zu bringen, ist eine ausgesprochene Schnapsidee. Steinbrück leistet hier der CDU Wahlkampfhilfe.

			Die Deutschen sehen die Unterstützung der europäischen Krisenländer mehrheitlich kritisch. Der Grundtenor ist: Warum sollen wir zahlen, wenn die Südeuropäer schlecht wirtschaften? Aus dieser Stimmung heraus ist auch die neue Euro-kritische Partei Aktion für Deutschland (AfD) entstanden. Steinbrück setzt das Signal: Merkel ist europaskeptisch genug, wozu brauchen wir die AfD?

			Merkel hat sich in der Eurokrise innenpolitisch klug verhalten. Sie hat die deutsche Zustimmung für Rettungspakete immer an harte Bedingungen geknüpft. Die Krisenländer müssen sparen, ihre Haushalte in Ordnung bringen. Steinbrück hilft der Kanzlerin, wenn er dies mangelnde Europabegeisterung nennt. Merkels harter Kurs hat sie zur Reizfigur in Griechenland, Spanien, Portugal und Italien gemacht, das könnte Deutschland vielleicht noch schaden. Aber in diesen Ländern werden nun mal keine Bundestagswahlen gewonnen. Das Thema Europa sollte die SPD der AfD überlassen. Die neue Partei dürfte in erster Linie CDU/CSU und FDP Stimmen wegnehmen.

			Merkels DDR-Vergangenheit zur Sprache zu bringen, ist ein absoluter Tabubruch. In Deutschland werden Wahlen im Osten gewonnen. Die Kanzlerin hat da eh schon Standortvorteile. 23 Jahre nach der Wiedervereinigung sollte man Unterschiede in der politischen Sozialisierung nicht noch hervorheben.

			Selbst die NSA-Affäre, die Überwachung der Telekommunikation in Deutschland durch die US-amerikanische Nationale Sicherheitsagentur, bringt der SPD keine Pluspunkte. Eigentlich ist dieser Skandal ein Geschenk des Himmels für jeden Wahlkampfstrategen, in der Wählergunst schlägt sich dies allerdings nicht nieder. Die Regierungsparteien werfen inzwischen der SPD vor, die Zusammenarbeit zwischen NSA und dem deutschen Auslandsgeheimdienst BND initiiert zu haben. Das stimmt zwar, ist allerdings ein durchschaubares Wahlkampfmanöver. Die 2002 nach den Anschlägen auf das World Trade Center und das Pentagon begonnene Kooperation hat mit dem heutigen massiven Anzapfen von Datenleitungen nichts zu tun. CDU/CSU und FDP wollen damit von ihrem schlechten Krisenmanagement ablenken. 

			Dennoch verzettelt sich die SPD in dieser Sache. Datenschutz und die jämmerliche Rolle, die die Bundesregierung bei der Aufklärung spielt, sind kein Thema, das den Deutschen unter den Nägeln brennt. In den 1980er-Jahren wehrten sich Millionen gegen maschinenlesbare Personalausweise oder die Volkszählung, heute gibt fast jeder freiwillig weitaus intimere Daten in sozialen Netzwerken preis. An den bundesweiten Protesten gegen die NSA-Überwachung nahmen auch nur ein paar tausend Menschen teil.

			Angela Merkel ist nicht zu packen, an ihr prallt alles ab. Nicht umsonst nennt man sie „Teflon-Kanzlerin“. Sie regiert nicht, sie reagiert, ändert ihre politische Richtung häufig um 180 Grad. Beim Ausstieg aus der Kernenergie, der Griechenland-Hilfe, der Abschaffung der Wehrpflicht oder den Mindestlöhnen wurde aus einem Nein plötzlich ein Ja. Zu Wiedervereinigungszeiten hat man solche Menschen Wendehälse genannt. Heute nennt man diese Art politischer Flexibilität Einsicht. Merkel selbst umschreibt solche Kehrtwenden gerne mit dem Adjektiv „alternativlos“. Und die Deutschen nehmen der Kanzlerin diese Kurswechsel mehrheitlich nicht übel. Warum auch? Es geht ihnen gut. Zudem ist ein Politiker, der seine Irrtümer erkennt, eine rare Spezies und wird kaum negativ bewertet.

			Dass Deutschland heute besser dasteht als der Rest Europas, ist allerdings nur zu einem geringen Teil Merkels Verdienst. Die heutige wirtschaftliche Situation basiert auf der Agenda 2010 ihres Vorgängers Gerhard Schröder. Die Haushaltskonsolidierung erfolgte zwar unter ihrer Kanzlerschaft, aber unter der Federführung ihres Finanzministers Peer Steinbrück, der am 22. September gegen sie antritt. Merkel erntet die Lorbeeren sozialdemokratischer Politik. Mehr noch, sie macht sozialdemokratische Politik. Der SPD-Kanzler Helmut Schmidt wurde häufig als „bester Kanzler, den die CDU je hatte“ bezeichnet. Angela Merkel ist sicher die beste Kanzlerin, die die SPD je hatte.

			Gerhard Schröder hat 1998 die Bundestagswahlen gegen Helmut Kohl mit dem Motto „Wir wollen nicht alles anders, aber vieles besser machen“, gewonnen. Vielleicht hätte die SPD 2013 mit dem Slogan „Wir sind die besseren Sozialdemokraten“ antreten sollen, anstatt nach Unterschieden zu suchen, die es gar nicht gibt. Genützt hätte das vermutlich auch nicht.
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			Randglossen

			Die Primärwahlen vom Sonntag stehen unter dem Zeichen der Polarisierung. Es wird im Wesen nicht über einen bestimmten Flügel oder eine Fraktion innerhalb einer Partei entschieden, wie es sein sollte, sondern für oder gegen Cristina Kirchner. Die Präsidentin bleibt zwar bis zum 10. Dezember 2015 im Amt, sofern sie nicht zurücktritt, aber jetzt wird entschieden, ob sie sich für die Wiederwahl stellen kann. Abgesehen von den Stimmen, die sie dafür in beiden Kammern braucht, wäre dies rein politisch nicht möglich, wenn sie jetzt eine Wahlschlappe erleidet. Dann könnte sie auch keine Stimmen kaufen. Der entscheidende Aspekt besteht jetzt darin, dass der Vorsprung, den Massa vor Insaurralde hat, erhalten bleibt. Cristina K. hat sich persönlich beim Wahlfeldzug von Insaurralde eingesetzt, so dass das Ergebnis sie direkt betrifft.

			Die Bundeskammer für Wahlangelegenheiten hat den Kongress aufgefordert, die Werbung der Regierung während des Wahlfeldzuges per Gesetz zu beschränken, so dass sie der der einzelnen Parteien gleichgestellt wird. In der Tat hat die Regierung in letzter Zeit nicht nur formell viel mehr Werbung als die Oppositionsparteien betrieben auch die Verteilung der Regierungspropaganda unter den Medien ein Skandal. Das sollte auch gesetzlich geregelt werden. Die Regierung vergibt an Zeitungen und Zeitschriften mit minimaler Auflage und geringer Bedeutung eine Unmenge Anzeigen, während sie die großen Zeitungen vollständig ignoriert. Beim Fernsehen ist es auch so. Nebenbei bemerkt: der “Buenos Aires Herald” erhält sehr viele Regierungsanzeigen, das “Argentinische Tageblatt” überhaupt keine. Die deutschsprechende Gemeinschaft wird gegenüber der englischsprechenden diskriminiert. Was sagen die deutsche, die österreichische und die Schweizer Botschaft dazu?

			CDU/CSU-Fraktionschef Volker Kauder, ein treuer Paladin Angela Merkels, ist sauer. Nicht etwa auf die Kanzlerin, sondern auf seinen kleinen Bruder Siegfried. Dieser sitzt ebenfalls im Bundestag, wurde allerdings von seinem Kreisverband für die Bundestagswahlen am 22. September nicht mehr aufgestellt. Dies wiederum machte Siggi sauer. Er kandidiert jetzt als unabhängiger Kandidat gegen den offiziellen CDU-Kandidaten. Der Kreisverband und auch Volker wollen ihn deshalb aus der Partei ausschließen. Verübeln kann man dies den Christdemokraten kaum. Es ist zwar Siggis gutes Recht, als Unabhängiger anzutreten, aber auch parteischädigendes Verhalten. Der stramm konservative Kauer wird sicher nicht SPD oder Grünen Stimmen wegnehmen, sondern dem offiziellen Kandidaten seiner Partei.

			Vielleicht sollte man sich in Argentinien ein Beispiel am Fall Kauder nehmen. Nein, nicht wegen des Parteiausschlusses, hierzulande müsste man ja ganze Provinzverbände aus der Justizialistischen Partei (PJ) ausschließen. Beispielhaft ist das deutsche Verfahren der Kandidatenauswahl. Dort stimmen Mitglieder einer Partei über Wahlkreisbewerber oder Listenplätze ab. Natürlich ist dieses Verfahren nicht ideal. Es gibt zwar Kampfabstimmungen, aber meist einigt man sich vorher auf den Bewerber, dem die besten Chancen eingeräumt werden. Dies ist aber immer noch besser als die argentinische Methode. Man zwingt nicht ein ganzes Wahlvolk, an einem Tag von Wahlbündnissen erstellte Listen abzusegnen, zu denen es keine Alternativvorschläge gibt, weil die parteiinternen Gegner aus Furcht vor einer Niederlage eigene Wahlplattformen aufgestellt haben. Es entmündigt Parteien, macht sie überflüssig, wenn Nicht-Mitglieder bereits vor den eigentlichen Wahlen über ihr Personal abstimmen und ihr politisches Programm ad absurdum führen können.

			

		

	
		
			Wirtschaft
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 5,55, um 0,54% über der Vorwoche und um 12,69 % über Ende Dezember 2012. Die ZB-Reserven betrugen zum Mittwoch u$s 37,31 Mrd. Einem internen Bericht der ZB zufolge ist jedoch nur die Hälfte des Betrages frei verfügbar, wobei Experten ohnehin damit rechnen, dass die Reserven bis Ende 2013 auf u$s 33 Mrd. sinken. Das erhöht das Misstrauen und vertieft die Zahlungsbilanzkrise, der die Regierung mit immer mehr Überweisungshemmungen entgegentritt. In letzter Zeit werden auch Dollarkäufe von Unternehmen, die für die Zahlung von Dollarschulden gegenüber Gläubigern im Ausland bestimmt sind, erschwert. Die Regierung fordert, dass diese Schulden erneuert werden, was jedoch nicht immer möglich ist. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.09. bei $ 5,728, zum 30.12.13 bei $ 6,078, und zum 31.03.14 bei $ 6,424. Der Terminkurs per April 2014 lag um 29,19% über dem Kurs von Ende April 2013. Hier kommt die Erwartung eines beschleunigten Abwertungsrhythmus zum Ausdruck. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten am Donnerstag zeitweilig über $ 9, schloss dann bei $ 8,95. Bei Überweisungen über Staatsbonds in Dollar, die gleichzeitig in Buenos Aires und New York gehandelt werden (“contado con liquidación”) lag der Kurs bei $ 8,62. 

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag ein Plus von 4,38% und lag 25,50% über Ende 2012.

			***

			Par-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 3,45% und notierten 4,26% unter Ende 2012. Discount-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 2,60% und lagen 0,81% unter Ende 2012. Boden 2015 stiegen zur Vorwoche um 1,80% und gegenüber Ende 2012 um 4,96%. Boden 2014 Nahmen gegenüber der Vorwoche um 0,06% und in Laufe dieses Jahres um 8% zu. Global 2017 Arg. gewannen 1,22% und lagen bei 6,21,% im Minus seit Jahresende 2012.

			***

			Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 154,19 (Vorwoche $ 155,75) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 220,27 (Vorwoche $ 222,50).

			***

			Der Construya-Index, den auf der Grundlage der Lieferungen von Baumaterialien durch die wichtigsten Unternehmen der Branche berechnet wird, lag im Juli 2013 um 13,2% überdem gleichen Vorjahresmonat und um 2,33% über Juni 2013. Die ersten sieben Monate 2013 lagen somit um 5,4% über dem Vorjahr. Die Zunahme von Juli wird einmal auf den Bau von Wohnungen im Rahmen des Planes Pro.Cre.Ar. zurückgeführt, dann auch auf die Intensivierung kleinerer öffentlicher Bauten in Gemeinden (vornehmlich in Vororten von Buenos Aires, deren Bürgermeister CFK unterstützen). 

			***

			Die ZB hat den Betrag, bis zu dem Geldübertragungen über E-Mail nicht mit Bankprovisionen belastet werden, ab 1. September von $ 10.000 auf $ 20.000 erhöht. Die Banken erheben eine Provision von $ 2,50 für zusätzliche $ 10.000, die jetzt erst ab $ 20.000 erhoben wird. Ausserdem hat die ZB den Banken erlaubt, die Barbeträge in den automatischen Kassen als Reserve zu buchen. Das macht gesamthaft um die $ 5 Mrd. aus. 

			***

			Der Umsatz von Maschinen für die Landwirtschaft lag im 2. Quartal 2013 mit 5.680 Einheiten um 43% über der gleichen Vorjahresperiode, berichtet das Statistische Amt (INDEC). In Werten waren es $ 2,34 Mrd., 97,4% mehr als im Vorjahr. Die Zahl der in Argentinien erzeugten Landmaschinen stieg um 136,9%, und der Anteil an den gesamten Lieferungen betrug in Mengen 75,9% und in Werten 68,3%. Die importierten Maschinen konzentrieren sich auf die grösseren und teureren. Von den im 2. Quartal verkauften Einheiten entfielen 1.839 auf Traktoren (+94%), 802 auf Saatmaschinen (+64%) und 258 auf Erntemaschinen (-2,64%). Im 1. Halbjahr 2013 wurden 9.573 landwirtschaftliche Maschinen (+34,8%) für $ 2,02 Mrd. (+108%) verkauft. Der dieses Jahr so stark erhöhte Umsatz ist eine Folge der guten Ernte von Getreide und Ölsaat, die um über 10% über dem Vorjahr liegt, aber auch der Tatsache, dass mehr Kredite gewährt wurden, vor allem von der Banco Nación. 

			***

			Über die Beibehaltung der Öffnung der Supermärkte am Sonntag ist eine Diskussion entstanden. Die Verbände CAS (Cámara Argentina de Supermercados) und FASA (Federaciñon Argentina de Supermercados y Servicios), deren Mitglieder vornehmlich im Landesinneren tätig sind, haben sich für die Schliessung ausgesprochen, weil die Sonntagsarbeit störend für die Familien der Angestellten sei. Hingegen hat sich der Verband ASU (Asociación de Supermercados Unidos), der die grossen Ketten vereint (Carrefour, Jumbo und Disco, Walmart, Coto und La Anónima), die vornehmlich in der Stadt Buenos Aires und den Vororten tätig sind, für die Beibehaltung der Öffnung am Sonntag ausgesprochen, da der Umsatz an diesem Tag um ca. 30% über den Wochentagen liegt. Bei Schliessung müssten Angestellte entlassen werden. Allerdings würde sich der Sonntagsumsatz dann zum grossen Teil auf die Wochentage, und besonders den Samstag, verlagern.

			***

			Die Nachfrage nach Arbeitskräften lag im Juli um 11,7% unter dem gleichen Vorjahresmonat, ergibt der Index, den die Universität Di Tella auf Grund von Anzeigen über offene Stellen berechnet, die in den grossen Tageszeitungen erscheinen. Seit Juni 2011 sind die interanuellen Veränderungen ununterbrochen negativ. Der Index liegt jetzt um 41,7 Punkte unter dem historischen Durchschnitt der letzten Jahre von 75,6. Hier kommt der Umstand zum Ausdruck, dass die Privatwirtschaft seit etwa anderthalb Jahren kaum noch Arbeitsplätze schafft. Nur der Staat (in seinen drei Stufen, Nationalstaaten, Provinzen und Gemeinden, plus Staatsunternehmen und unabhängige Ämter) hat viel Personal eingestellt (das meistens unnötig war) und eine starke Zunahme der Arbeitslosigkeit verhindert. 

			***

			Von Januar bis Juli erhielten die Stadtbahnen von Buenos Aires und Umgebung $ 3,24 Mrd. an Subventionen, berichtet das Innen- und Transportministerium. 76% der Gelder seien für Personalkosten eingesetzt worden, und 12,8% für Materialien und Infrastrukturmassnahmen.

			***

			Die schweizerische Regierung bestätigte durch den Präsidenten des Bundesrates Filippo Lombardi ihre Absicht, noch in diesem Jahr ein Abkommen über den Austausch von steuerlichen Informationen mit Argentinien zu unterschreiben, im Zusammenhang mit einem Doppelbesteuerungsabkommen. Die zugrunde liegende Version für dieses Abkommen ist das OECD Modell. Argentinien kündigte das bestehende, provisorische Doppelbesteuerungsabkommen Anfang letztes Jahres und bestand darauf, dass die Schweiz auch steuerliche Informationen auf Anfrage an die argentinischen Behörden weiterleitet. Das wird vorläufig nicht auf automatischer Basis, also durch eine Umgehung der Justiz geschehen, sondern in jedem Einzelfall geprüft und eventuell genehmigt werden.

			***

			Die gesamte Produktion von Automobilen, Lastwagen und Kleinlastern lag im Juli mit 71.895 Einheiten um 9,1% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Verband Adefa, der die lokalen Fabrikanten umfasst. In 7 Monaten 2013 waren es 466.445 Einheiten, 17,3% über dem Vorjahr. Die Lieferungen an die Agenturen lagen im Juli mit 81.425 Einheiten um 22,2 über dem gleichen Vorjahresmonat, aber um 8% unter Juni 2013. In 7 Monaten 2013 lagen die Lieferungen mit 544.096 Einheiten um 17,1% über dem Vorjahr. Der Export erreichte im Juli 32.398 Einheiten, 37,9% über dem Vorjahr, aber um 7,8% unter Juni 2013. In 7 Monaten betrug der Export 262.800 Einheiten, 30,1% mehr als im Vorjahr. Der Export richtet zum allergrössten Teil nach Brasilien und wird mit Importen aus jenem Land ausgeglichen, im Rahmen des Abkommens über kompensierten Kfz-Austausch, das abgelaufen ist und jetzt zur Diskussion steht. Was die Kfz-Statistik betrifft, so wies der Wirtschaftler und Politiker Alfonso Prat Gay darauf hin, dass das Statistische Amt (INDEC) auch diese Statistik fälsche: in 50 Monaten zum Dezember 2012 weist Adefa eine Produktion von 2,89 Einheiten aus, INDEC hingegen eine von 3,17 Mio. 

			***

			Das russische Gasunternehmen Gazprom wird sich eventuell an der Gasförderung in Argentinien beteiligen, berichtet die Zeitung Kommersant. Angeblich will Gazprom bei den Verhandlungen über Austausch von Aktiven mit der deutschen BASF-Tochter Wintershall auch einen Teil der Gasförderung in Argentinien übernehmen. Wintershall hat schon von Gazprom eine Beteiligung von 25% an vier Gaslagern in Urengoi, Sibirien, erhalten, mit einer Option, die Beteiligung auf 50% zu erhöhen. Als Gegenleistung soll Wintershall u.a. einen Teil der Gaskonzessionen in Argentinien abgeben. Gazprom hat schon ein Abkommen dieser Art mit der französischen Total unterzeichnet, das sich auf Gaslager in Bolivien bezieht. Wintershall betreibt in Argentinien die Ausbeutung von 15 Gaslagern, in den Provinzen Neuquén, Mendoza und Tierra del Fuego. Mit ca. 27 Mio. Tonnen in äquivalentem Erdöl ist Wintershall der viertgrösste Gasproduzent des Landes.

			***

			Löhne und Gehälter lagen im Juni 2013 durchschnittlich um 25,4% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet das Statistische Amt (INDEC). Im Juni betrug die Zunahme 2,08% und im 1. Halbjahr 2013 12,3%. Bei legal tätigen Privatunternehmen betrug die Juni-Zunahme 2,67%, bei den Schwarzarbeitern 1,97% und bei den Staatsangestellten nur 0,99%.

			***

			Die Provinz Buenos Aires beendete die Platzierung eines sogenannten “dollar linked “ Bonds über u$s 200 Mio. Das Papier wurde mit einer jährlichen Verzinsung von 4,24% ausgegeben, und der Pesowert ist an den offiziellen Dollakurs gebunden. Wenn somit ein Inflationssprung stattfindet, dann macht der Anleger ein gutes und die Provinzverwaltung ein schlechtes Geschäft. Mit diesem Wertpapier werden bestehende Schulden, die verfallen, umgeschuldet. Durch den Zinsrückgang spart die Provinzkasse an die $ 80 Mio., hiess es aus dem Wirtschaftsministerium. Dabei wird jedoch die Pesoabwertung nicht berücksichtigt.

			***

			Die Leasinggeschäfte (Vermietung mit Kaufoption) haben sich im ersten Halbjahr innerjährlich um 95% fast verdoppelt, berichtete Verbandspräsident Nicolás Scioli. Die Geschäfte erreichten in dieser Zeitspanne $ 3,09 Mrd, mit 71% mehr Veträgen als im gleichen Zeitraum des Vorjahres.

			***

			Im Juli wurden 56.012 Motorräder verkauft, 17% mehr als im Vormonat, berichtet der Verband Mottos. In den ersten sieben Monaten des laufenden Jahres seien 420.000 Zweiräder zum Verkehr zugelassen worden, ein Plus von 7% gegenüber dem Vorjahr.

			***

			Argentinien hat auch dieses Jahr die Hilton Quote verfehlt, und dadurch sind Devisen in Höhe von u$s 116,8 Mio. verloren gegangen. Die Hilton Quote kennzeichnet Fleischschnitte bester Qualität, die ausschliesslich in die EU-Länder gehen. Nach einem Bericht des Landwirtes Néstor Roulet, wurden bis vergangenen Juni 22.351 t von insgesamt 30.000 ausgehandelten Tonnen verkauft. Roulet bezieht sich dabei auf die Exportzertifikate die von Sanitätsdienst SENASA, ausgestellt werden. Die Tonne Hiltonfleisch kostet im Schnitt u$s 15.200. Bei einer Nichterfüllung von 7185 t entspricht der Devisenverlust u$s 116,8 Mio. Die erste Nichterfüllung der Quote geht auf die Jahre 2007/2008 zurück. Die Hilton-Kontingente wurde seither zu spät festgesetzt, wobei auch die grundsätzlichen Änderungen des Verteilungsschlüssels sich als Hindernis erwiesen. 

			***

			Im ersten Halbjahr hat die Steuerbehörde AFIP 27.000 Einheitssteuerzahler aus dem Register entfernt, weil die Auskünfte dieser Personen nicht im Einklang mit den gültigen Parametern für solche Steuerzahler waren. Wie die Behörde mitteilte, wurden anhand von Kredikartenverkäufe sowie Personalkosten, 4700 Steuerzahler aus dieser Kategorie entfernt, bei der ein fester Betrag anstatt der MwSt. und der Gewinnsteuer bezahlt wird. Die zugrunde gelegten Parameter waren Personalkosten von $ 80.000 oder drüber bei den Dienstleistungen, und von $ 240.000 für den Güterverkauf. Ausserdem wurden Verkäufe über Kreditkarten über einen Betrag von $ 300.000 oder mehr berücksichtigt. Weitere 23.000 Steuerzahler wurden ebenfalls aus dem Register ausgeschlossen, nachdem unter anderem auch Hausbesuche durchgeführt wurden, bei denen Regelwidrigkeiten festgestellt werden konnten. In solchen Fällen berücksichtigte die AFIP von Besitzern von Luxusautos, Ärzten, Steuerberatern, Rechtsanwälten, Betreibern von Lotterieagenturen, Versicherungsvertretern, Besitzer von Gastronomiebetriebe und von Lokalen in Einkaufszentren, sowie von Flugzeugbesitzern, die als Einheitssteuerzahler der Kategorien J, K und L eingetragen waren.

			***

			Der Geflügelexport befindet sich im Aufwind. Im ersten Halbjahr 2013 stiegen die Ausfuhren von verarbeiteten Hühnern innerjährlich um 39,7% auf u$s 313 Mio. Über die Hälfte der Exporte gingen nach Venezuela. Die Geflügelzüchter haben in Argentinien den Vorteil, dass der interne Preis der Futtermittel, vornehmlich Soja- und Maismehl, wegen der Exportzölle weit unter dem internationalen liegt, was eine verkappte Subventionen beinhaltet. 

			***

			In weniger als einem Jahr wiederholte sich die gleiche Prozedur zum zweiten Mal: auf der einen Seite kündigte die Mobiltelefonunternehmen Tariferhöhungen , und auf der anderen Seite hat das Planungsministerium angeordnet, die bestehenden Tarife nicht zu ändern. Die Preise sind in diesem Fall, zum Unterschied mit der traditionellen Telefonie, nicht reguliert, so dass der Staat nicht befugt ist, die Tarife zu bestimmen. Er tut es trotzdem. Am vergangenen Dienstag hatten Personal (von Telecom) und Movistar (von Telefónica) Preiserhöhungen angekündigt. Beide Gesellschaften mussten auf Drängen der Regierung ihre Absicht zurückfahren. Movistar hat landesweit 16,7 Mio. Kunden. (30,1% Marktanteil). Ihre Vertragskunden wurden im Verlauf der letzten Monaten über eine vorstehende Preiserhöhung zwischen September und Oktober i. H. von 7% in Kenntnis gesetzt. Davon ausgeschlossen waren die Kunden mit sogenannten “prepaid” Tarifen (70% der Gesamtkundschaft). Die Mobilfunkgesellschaft Personal hatte zum 5. September, ebenfalls für ihre Vetragskunden ( 15% Marktanteil) eine Erhöhung von 9,1% bekanntgegeben. Die Geselllschaft Claro (vom Mexikaner Carlos Slim, der sie von der Clarín-Gruppe gekauft hat; sie hiess vorher CTI) hat sich bislang zu Tarifänderungen nicht geäussert. Bei der Mobiltelefonie werden Kostenerhöhungen grundsätzlich durch das starke Wachstum aufgesogen, das (im Gegensatz zur festen Telefonie) nur geringe neue Investitionen erfordert.

			*** 

			Die ZB hat am Dienstag Wechsel für $ 3,71 Mrd. zugeteilt. Da der Verfall bestehender Wechsel geringer war, wurden flüssige Mittel in Höhe von $ 140 Mio. aufgesogen. Alle Oferten waren für Lebac, und die Zinsen verbleiben etwa auf dem Niveau der Vorwoche. Es gab keine Offerten für Nobac, die auf längere Fristen laufen und zu Badlar-Satz plus 2,5 Prozentpunkten verzinst werden.

			***

			Ricardo Echegaray, Generaldirektor der AFIP, teilte mit, dass sich bei dem in der Vorwoche abgelaufenen Moratorium ca. 400.000 säumige Steuerpflichtige gemeldet haben, die insgesamt $ 53 Mrd. umgeschuldet haben und in 120 Monatsraten mit einem Zinssatz von monatlich 1,35% zahlen müssen. Solange die (wirkliche) Inflation über diesem Zinssatz liegt, wird die Schuld langsam verwässert. Von der erfassten Gesamtschuld entfallen 45% auf Beiträge für das soziale System, 53% auf Steuern und 2% auf Zölle. 

			***

			Der starke Rückgang des Preises für Sojabohne, die in Chicago am Mittwoch zu u$s 429 pro Tonnen gehandelt wurde, bedeutet für Argentinien einen Verlust von geschätzten u$s 2,2 Mrd.. Dieser Preis liegt um ca 20% unter dem, der bei der Schätzung der Einnahmen, die dem Haushalt für 2013 zu Grunde liegt, angenommen wurde. Die gute Ernte in den USA und Brasilien drückt auf den Preis, der somit noch weiter fallen kann. Für die Landwirte ist diese Entwicklung verheerend, da die Rechnung wegen des Exportzolles von 35% und einem gegenüber der Zunahme der Kosten des Anbaus stark zurückgebliebenen Wechselkurses schon bei einem Preis von u$s 530 knapp aufging. 

			***

			Die Tourismusbilanz weist im 1. Halbjahr 2013 ein Defizit von u$s 301,6 Mio. auf, berichtet das INDEC. Die Zahl der einreisenden Touristen lag mit 1,5 Mio. um 13,5% über der gleichen Vorjahresperiode. Sie gaben u$s 1,32 Mrd. aus, 19,78% weniger als im Vorjahr. Dabei werden jedoch die Ausgaben nicht erfasst, die mit Dollarscheinen erfolgten, die über den Schwarzmarkt gewechselt wurden, der in den Hotels sehr gut funktioniert. Gesamthaft dürfte die Ausgaben deshalb wesentlich höher gewesen sein. Auf der anderen Seite reisten 1,36 Mio. Personen, die in Argentinien wohnhaft sind, ins Ausland, 4,7% mehr als im Vorjahr. Sie gaben u$s 1,62 Mrd. aus, wobei die Ausgaben durch die Möglichkeit angeregt wurden, mit lokalen Kreditkarten zu zahlen, so dass sie auch mit dem Aufschlag von 20% (der in vielen Fällen dann mit der Gewinnsteuer verrechnet wird) ein Kurs ergibt, der weit unter dem Schwarzkurs liegt. Die offizielle Tourismusbilanz leidet sehr stark unter der Kursspaltung und dem Höhenflug des schwarzen Dollars, wobei dies jedoch den Einreisetourismus fördert und diese Touristen zu höheren Ausgaben anregt, da so ungefähr alles in Argentinien zum schwarzen Kurs sehr billig ist.

			*** 

			Der ehemalige Staatssekretär für Energie (unter Alfonsín) Jorge Lapeña wies darauf hin, dass der argentinische Staat bei Importen von verflüssigtem Gas u$s 17 je Mrd. BTU zahle, während effiziente Importeure in anderen Ländern des Kontinentes nur u$s 10 zahlen. Dies sei vornehmlich darauf zurückzuführen, dass eine strategische Planung fehle. Das bezieht sich darauf, dass die Bestellungen kurzfristig erfolgen und somit ein hoher Preis gefordert wird. Hinzu kommt noch der Umstand, dass die Entladungsanlagen in Bahía Blanca und Escobar für viele Schiffe, die flüssiges Gas transportieren, nicht geeignet sind, was das Angebot beschränkt und den Bietern eine stärkere Stellung verleiht. Bei dieser hohen Preisdifferenz wird stets vermutet, dass es Schmiergelder gibt.

			***

			Die Einnahmen aus eigenen Steuern der Provinz Buenos Aires lagen im Juli mit $ 6,15 Mrd. um 58,9% über dem gleichen Vorjahresmonat, teilt das Amt ARBA mit. Die Zunahme, die weit über die Inflation und die allgemeine BIP-Zunahme hinausgeht, ist auf die Erhöhung der Sätze der Bruttoumsatzsteuer (die 70% der Gesamtsumme ausmacht) und die Neubewertung von Immobilien (besonders der landwirtschaftlichen und der guten Wohnungen) zurückzuführen. Der hohe Erlös der Bruttoumsatzsteuer ist wirtschaftlich bedenklich, da diese Steuer bei den verschiedenen Etappen der Produktion erhoben wird und somit verzerrend wirkt. Dies                                                                                e Steuer fördert die vertikale Integration.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Laut Angaben des wöchentlichen Berichts der brasilianischen Zentralbank verschlechtern sich die Wachstumsprognosen der Wirtschaft und der Industrieproduktion immer weiter. Die Prognosen von ca. 100 Analysten zeigen für 2013 einen Rückgang des Bruttoinlandsprodukts von 2,28% auf 2,24%. Noch in der vergangenen Woche blieb der Wert konstant, nachdem er zuvor zehn Mal nacheinander gesunken war. (Brazil News)

			***

			Der brasilianische Real wurde vom IWF als eine der unstabilsten Währungen (nach der Türkei, Indien und Südafrika) eingestuft. In den letzten 10 Jahren wurde der Real um 25% aufgewertet. Jetzt ist die brasilianische Währung laut IWF im Vergleich zu 2012 um 10% bis15% überbewertet. Der IWF führt die Kursschwankungen auf die hohe Volatilität der Kapitalbewegungen zurück. 

			***

			Uruguay hat am Dienstag einen Staatsbonds auf 10 Jahre für u$s 2 Mrd. zu 4,521% untergebracht. Die Hälfte des Erlöses soll für den vorzeitigen Rückkauf von höher verzinsten Staatspapieren verwendet werden. 

			***

			Die japanische Honda hat eine Investition von u$s 440 Mio. in Itirapin, Brasilien, 200 km nordwestlich von Sao Paulo, angekündigt, die für die Errichtung einer neuen Fabrik für Automobile (zunächst ein Kompaktwagen Honda-Fit) u.a. Fahrzeuge bestimmt ist, mit einer Kapazität von 120.000 Einheiten pro Jahr. Die Fabrik soll 2015 in Betrieb genommen werden.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Cervecería Quilmes

			Der Geschäftsführer dieses Unternehmens, das mit vollem Namen “Cervecería y Malhería Quilmes” heisst und in Argentinien führend auf dem Biermarkt ist, Francisco Sa, gab bekannt, dass die Firma eine Belegschaft von 5.278 Personen habe, 11 Bierfabriken und 9 Verteilungszentren in Argentinien betreibe, und nach 29 Ländern exportiere. Für die Periode 2011/15 befindet sich ein Investitionsplan von $ 3 Mrd. in Gang. Quilmes wurde vor einigen Jahren von der belgisch-brasilianischen Anheuser-Bush InBev übernommen, die Bier auch unter den Marken Brahma, Stella Artois, Iguana und Norte vertreibt. In Argentinien werden jährlich 1,8 Mrd. Liter Bier konsumiert, fast 40 Liter pro Kopf, womit der Bierkonsum den von Wein übertroffen hat, der vor einigen Jahrzehnten noch vier Mal so hoch war. 60% des gesamten Konsums von alkoholischen Getränken entfällt in Argentinien auf Bier. 

			Mastellone Hnos. 

			Dieses führende Unternehmen der Milchindustrie, geleitet von Pascual Mastellone, hat eine Fabrik in Ranchos, Provinz Buenos Aires und die Abteilung für Milch für Kinder von bis zu drei Jahren für u$s 22 Mio. an die französische Danone verkauft, mit der sie schon verbunden ist. Diese Mittel sollen für die Errichtung eines Milchpols in der Provinz San Luis und einer Fabrik für Käse und Trockenmilch in Trenque Lauquen, Provinz Bue-nos Airtes, eingesetzt werden. La Serenísima hat eine Belegschaft von 4.500 Personen, und erzielte 2012 einen Umsatz von $ 7.48 Mrd., 22,7% mehr als 2011. 

			Unitec Blue

			Matías Gainza Eurnekian (28, Neffe von Eduardo Eurnekian, der u.a. die Flughäfen über Aeropuertos Argentina 2000 betreibt), leitet ein neues Unternehmen, das eine Gesamtinvestition von u$s 1,2 Mrd. vorsieht, von denen u$s 300 Mio. schon investiert worden sind. In Chascomús, Provinz Buenos Aires, wurde vor fast einem Jahr eine Fabrik in Angriff genommen, auf einem Gelände von 9 ha. In der ersten Etappe wird das Unternehmen Chips für intelligente Karten, Rundfunkantennen für Hochfrequenzen und SIM-Karten montieren. In einer zweiten Etappe sollen dann integrierte elektronische Umkreise (“circuitos integrados”), fotovoltaische Pannels und LED-Lampen (mit Philips-Technologie) montiert werden. Es besteht auch die Absicht, den produktiven Prozess von Anfang an aufzubauen, einschiesslich Gewinnung von Silizium und Fabrikation von Microchips. Es ist vorgesehen, eine Produktionskapazität von 1,15 Mrd. Chips pro Jahr zu erreichen, was einen Wert von u$s 1,8 Mrd. darstellt. Die Firma ist auch in Brasilien, Kolumbien, Peru, Ecuador, Venezuela, Uruguay und Cuba präsent.

			Pioneer

			Dieses Tochterunternehmen des US-Chemieunternehmens Dupont, das sich mit Entwicklung und Vertrieb von Samen für die Landwirtschaft befasst, und auch seit dem Jahr 2000 in Argentinien tätig ist, und neben Monsanto führend auf diesem Gebiet ist, hat die südafrikanische Firma Pannar übernommen, die sich auf die genetische Entwicklung von Mais, Sonnenblume, Sorghum und Luzerne spezialisiert. Dupont beabsichtigt über Pioneer u$s 6,3 Mio. bis 2017 in Südafrika in einem technologischen Zentrum zu investieren. Die Intgegrierung von Pioneer und Pannar schafft für beide Unternehmen neue Möglichkeiten, was sich auch in Argentinien auswirken und zum landwirtschaftlichen Fortschritt beitragen wird. 

			Claas

			Dieses deutsche Unternehmen, das eine Fabrik für Landwirtschaftsmaschinen in Oncativo, Provinz Córdoba, betreibt, bestätigte, das noch in diesem Jahre ein neues Modell ihrer Erntemaschine erzeugt werden wird, das gleichzeitig in Deutschland und Argentinien auf den Markt kommt. Der Vizepräsident der Firma, Reynaldo Postachini, erklärte, dass die argentinische Fabrik auch Lateinamerika und Afrika beliefern werde. Ausserdem ist eine Erweiterung der Kapazität der Montage des Modelles Tucano und eine Erhöhung des Anteils lokaler Teile vorgesehen. Ende 2011 hatte die lokale Leitung von Claas der Regierung schon mitgeteilt, dass Investitionen in Höhe von u$s 60 Mio. vorgesehen sein (die sich in Durchführung befinden), um Importe durch lokale Produktion zu ersetzen und den Export zu erweitern.

			Cargill

			Dieses multinationale Unternehmen nordamerikanischen Ursprungs, das sich vorwiegend mit internationalem Handel von Getreide und Ölsaat befasst, aber auch Ölfabriken, Fabriken von Biodieselöl und andere betreibt, und weltweit einen der ersten Plätze der Branche besetzt, hat beschlossen, die Ölfabrik in Puerto Gral. San Martín, am Ufer des Paraná, 27 km von Rosario entfernt, wegen Mangel an Rohstoff (vorwiegend Sojabohne) im September zu schliessen, um Instandhaltungsarbeiten vorzunehmen, die normalerweise im Oktober und November erfolgen. Es ist eigenartig, dass dieses Jahr trotz einer viel höheren Ernte von Sojabohne, die Lieferungen geringer sind. Die Firma weist darauf hin, dass sie in den ersten 7 Monaten 2013 u$s 950 Mio. weniger als im gleichen Vorjahreszeitraum exportiert habe, wegen geringerer exportierter Mengen und niedrigerer Preise für Biodieselöl. Dieses Jahr soll die Verarbeitung von Sojabohne ausserdem stärker auf die Fabrik in Gobernador Galvez, bei Rosario, konzentriert werden, die moderner und effizienter ist.

			Master Trim 

			Dieser Liferant von Zubehörteilen für Kfz, der sich in argentinischen Händen befindet, investiert zur Zeit u$s 10 Mio. in seinem Werk in Campana. Die Firma stellt Türblätter sowie Autositze her, und beschäftigt 450 Mitarbeiter. Wichtige Kunden sind der Toyota für das Modell Hilux und General Motors, für die Modellreihe Cobalt von Chevrolet.

			América Latina Logística (ALL)

			Diese brasilianische Firma verklagt den argentinischen Staat wegen der am 4. Juni von Innnen- und Transportminister Florencio Randazzo verkündeten Vertragsaufkündigung der Frachtbahnlinien Urquiza und San Martín. Die Brasilianer klagen auf Schadenersatz. “In der Vergangenheit kam es zu wirtschaftlich-finanziellen Ungleichgewichten, die durch verschiedene Regierungsmassnahmen verursacht wurden”, sagte der Finanzdirektor des Unternehmens Rodrigo Campos. ALL übernahm seinerzeit die Eisenbahnstrecken Buenos Aires bis Mendoza und Buenos Aires über Entre Rios und Corrientes bis Misiones von der Pescarmona-Gruppe, die 1992 die Konzession für den Frachtdienst erhalten hatte. Angeblich bestand die Absicht, auf diese Weise den Eisenbahndienst von Sao Paulo, Brasilien, über Buenos Aires bis Mendoza und Chile zu betreiben. Das gelang jedoch nicht. Ausserdem kam in den 90er Jahren die Konkurrenz der Flussschifffahrt auf dem Paraná auf, wo sich ein US-Unternehmen mit einer grossen Flotte flacher Schiffe („barcazas”), die geschoben werden, niederliess. Statt zu versuchen, dem Unternehmen bei der Überwindung der Probleme zu helfen, hat die Regierung Schwierigkeiten geschaffen, so dass ALL auf alle Fälle aussteigen wollte. Jetzt wird der Staat ein weiteres Defizit tragen müssen. 

			Newsan

			Der Hersteller von elektrischen Geräten verschiedener Art, die für den Haushalt bestimmt sind,  investiert zur Zeit u$s 37 Mio. und baut unter dem Industrieförderungsgesetz von Tierra del Fuego ein neues Werk zur Herstellung von Kimaanlagen, sowie ein Logistikzentrum. Vergangenes Jahr wurden annähernd 600.000 Klimaausrüstungen zusammengebaut. Newsan besitzt bereits fünf eigene Werke in Tierra del Fuego. In der zu errichtenden Fabrik sollen Anlagen der Marken Noblex, Philco und TLC hergestellt werden. Die Firma beschäftigt vor Ort 2900 Mitarbeiter. 

			Brightstar

			Dieser Fabrikant von Mobiltelephonen im eigenen Werk von Rio Grande, Tierra del Fuego, beendet eine Fünfjahresinvestition über u$s 30 Mio., die im Jahr 2009 begonnen wurde, und hofft, ein neues Werk von 6.000 qm im kommenden Februar in Betrieb zu nehmen. 

			Festo

			Festo ist weltweit in der Automatisierungstechnik führend. Das deutsche Unternehmen bietet Lösungen u.a. für die Nahrungsmittel- und Getränkeindustrie, sowie für die Lebensmittelsicherheit. Festo nahm an der 14. Verpackungsmesse für Lebensmittel und pharmazeutische Produkte Alimentek Farmatek teil, die am Freitag, 9. August zu Ende ging. 

			Garantizar

			Diese Gesellschaft für gegenseitige Risikoversicherung (SGR, Sociedad de Garantía Recíproca), die von der Banco Nación abhängt und 60% der gesamten durch SRG-Gesellschaften versicherten Kredite ausmacht, hat im 1. Halbjahr 2013 Kredite für insgesamt $ 800 Mio. versichert, die sich auf 13.300 Einzelfälle beziehen. Der Vorsitzende der Gesellschaft, Leonardo Rial, wies auf die starke Zunahme der Garantien für Kredite hin, die für die Finanzierung von Investitionsprojekten kleiner und mittlerer Unternehmen bestimmt seien. Insgesamt hat Garantizar Kredite in Höhe von $ 1,7 Mrd. garantiert. Diese Gesellschaften wurden in den 90er Jahren auf Initiative von Wirtschaftsminister Domingo Cavallo geschaffen, wobei Spanien als Vorbild genommen wurden, wo diese Kreditversicherungsanstalten sich stark entwickelt haben. In Argentinien war der Erfolg jedoch mässig.
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			Die expansive Geldpolitik als Bestandteil der Wirtschaftspolitik der Regierung

			Die monetäre Politik der Regierung befindet sich weiter auf Expansionskurs. Die monetäre Basis (Banknoten im Besitz der Bevölkerung plus Depositen der Banken bei der ZB) weist zum 26. Juli eine interanuelle Zunahme von 28,82% aus und das Aggregat M2 (Banknoten im Besitz der Bevölkerung plus Giro- und Spardepositen), das die ZB als Richtlinie für die monetäre Expansion verwendet, stieg in der gleichen Periode um 26,93%. Die jährliche Zunahmerate liegt jetzt unter den fast 40%, die sie vor einigen Monaten erreicht hatte, wobei die ZB die Zunahme in diesem Jahr stark herabgesetzt hat, mit 5,98% bei der monetären Basis und 6,44% beim Aggregat M2 im Laufe dieses Jahres. Doch die Zunahme entfällt bei der monetären Basis fast ausschliesslich auf die letzten 30 Tage, die mit plus 5,62% abschliessen. Hier ist eine auffallende Beschleunigung eingetreten, die besonders auf die Zahlung des zusätzlichen halben Jahreslohnes zurückzuführen ist. Beim M2 lag die Zunahme des letzten Monats bei 1,10%, was sich dadurch erklärt, dass Kontokorrentdepositen um 0,93% abnahmen und Spardepositen nur um 1,37% stiegen. 

			Die Expansion ist vornehmlich auf den staatlichen Bereich zurückzuführen, also auf Verschuldung des Schatzamtes bei der ZB. Dies ist umso bedenklicher, als die Steuereinnahmen in diesem Jahr und auch im Juli stark gestiegen sind, nämlich um 28,6%, bzw. 31%. Die monetäre Expansion wäre noch grösser gewesen, wenn sie nicht zum Teil durch die Verringerung der Reserven ausgeglichen worden wäre, die in 12 Monaten (in Dollar) 20,29% und in Pesos (wegen der Abwertung) nur 4,44% betrug, in diesem Jahr (in Dollar) eine Abnahme von 13,81% verzeichnet, und in Pesos eine von 3,93%. In 30 Tagen gingen die Reserven in Dollar um 1,24% zurück, stiegen jedoch in Pesos um 0,82%.

			Doch auch die Banken trugen zur Expansion bei. Die gesamten Kredite stiegen in 12 Monaten zum Ende Juli 2013 um 35,83%, während die Depositen nur um 26,60% zunahmen. Doch der Expansionsrhythmus der Kredite hat im Laufe dieses Jahres deutlich abgenommen, mit nur plus 14,05% ab Ende Dezember und 2,47% im letzten Monat. Hingegen nahmen die gesamten Depositen im Laufe dieses Jahres um 17,63% zu (stärker als die Kredite) und in einem Monat um 1,56%.

			Die monetäre Expansion ist zum Teil eine Folge der Staatsdefizites, aber sie ist auch ein bewusster Bestandteil des Wirtschaftspolitik, die von der Regierung als “das Modell” bezeichnet wird. Hier ist seit dem Rücktritt von Martín Redrado (2007) und der Ernennung von Mercedes Marcó del Pont als ZB-Präsidentin eine Änderung vollzogen worden. Redrado hatte zunächst die Messung der monetären Expansion von der monetären Basis auf das Aggregat M2 verlagert, was der modernen monetären Theorie entspricht, wie sie Milton Friedman formuliert hat, der dafür den Nobelpreis erhielt. Beiläufig sei bemerkt, dass in Deutschland das Aggregat M3 verwendet wird, bei dem noch Fristdepositen hinzugezählt werden. Diese sind in Argentinien in einem Jahr um 33,43% gestiegen, so dass auch das M3-Aggregat stärker gestiegen ist als das M2.

			Auffallend ist bei den Fristdepositen, dass in 12 Monaten die Depositen auf bis zu 60 Tage um 37,98% gestiegen sind, auf 60 bis 90 Tage um 45,39% und auf 90 bis 179 Tage um 33,41%, während die Depositen von 180 bis 365 Tage um 6,61% zurückgegangen sind, und die noch längeren um 28%. Es hat somit eine deutliche Tendenz der Kurzfristigkeit eingesetzt, was ein gefährliches Zeichen ist, da dabei die Gefahr eines kurzfristigen Abzuges der Depositen ( ein “run”) zunimmt. 

			Redrado hatte sich stets bemüht, dass die Expansion des M2-Aggregates leicht unter der Zunahme des Bruttoinlandsproduktes zu Marktpreisen liegt, so dass die Geldmenge die Inflation begleitet, aber nicht anspornt. Das hat sich jetzt geändert, wohl auch unter dem Einfluss des Keynesianers Axel Kiciloff, Staatssekretär für Wirtschaftspolitik, der in letzter Zeit auch an den Sitzungen des ZB-Direktoriums teilnimmt, und der Präsidentin und den Direktoren sagt, was sie zu tun haben.

			Das Problem dieser expansiven Geldpolitik besteht darin, dass sie ein relativ starkes Wachstum der Wirtschaft voraussetzt. Die Wirtschaft stagniert jedoch seit anderthalb Jahren, und es ist zu bezweifeln, dass die aufstrebende Welle, die im 2. Quartal 2013 eingetreten ist, von Dauer sein wird. Wenn die Wirtschaft nicht stark wächst, dann besteht die Gefahr, dass der Geldüberhang schliesslich zu erhöhter Dollarnachfrage führt und den Schwarzkurs in die Höhe treibt. Ebenfalls führt dies zu erhöhter Nachfrage nach importierten Produkten oder solchen mit einem hohen Anteil an importierten Teilen, da die internen Preise sich in diesen Fällen nach dem offiziellen Kurs richten und somit hinter der internen Inflation zurückbleiben. Und das verschärft die Zahlungsbilanzkrise.

			Schliesslich sei noch bemerkt, dass diese monetäre Politik zwingt, soweit wie möglich direkt auf Kosten und Preise einzuwirken. Dieses Jahr ist es gelungen, die Lohnerhöhungen in Grenzen zu halten, so dass die vom INDEC ermittelte Zwölf-Monatszunahme per Ende Juni 2013 bei durchschnittlich 25% liegt. Auch der zurückgebliebene Wechselkurs gehört in dieses wirtschaftspolitische Konzept, bei dem die monetäre Expansion nicht auf die Preise, sondern auf die nachgefragten Mengen wirken soll. In der Theorie sieht all dies sehr schön aus. In der Praxis ist es sehr gefährlich, da eine Wirtschaft mit erhöhter Liquidität sehr anfällig auf Krisenerscheinungen und –ängste ist.
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			Das Rentensystem und die ANSeS

			Das System der Pensionen und Hinterbliebenenrenten (die im Begriff Renten zusammengefasst werden) wurde ursprünglich auf dem Konzept aufgebaut, dass die Bevölkerung während ihres aktiven Lebens Beiträge zahlt und dann ab Pensionierung eine Rente erhält. Es war ein geschlossenes System, das zunächst in vielen Kassen, je nach Branche, aufgeteilt und ab 1968 vereinheitlicht wurde, mit einem System für diejenigen, die im Abhängigkeitsverhaltnis tätig waren und einem anderen für selbstständig tätige. Die zunehmende Alterung der Bevölkerung führte im Laufe der Zeit dazu, dass die Rechnung nicht mehr aufging. Die Menschen leben heute in Argentinien gut 15 Jahre mehr als in der unmittelbaren Nachkriegszeit, und dieses Plus entfällt voll auf Rentner. 

			Das Pensionierungsalter wurde in den 60er Jahren des vorigen Jahrhunderst von 55 Jahren, bzw. 50 bei Frauen zunächst auf 60 Jahre, bzw. 55, und danach auf 65, bzw. 60 heraufgesetzt, wo es verblieb. Schon lange hätten es 70, bzw. 65 Jahre, sein sollen (mit Ausnahmen für kranke oder arbeitslose Menschen); doch das konnte politisch nicht durchgesetzt werden. Es wurde nur eine geringe Erhöhung der Renten für diejenigen eingeführt, die nicht sofort in den Ruhestand traten, um dies zu fördern. Dennoch gehen viele heute später in Pension, weil diese schliesslich um die Hälfte ihres bisherigen Einkommens beträgt. 

			Mitte der 90er Jahren wurde den Rentnern erlaubt, weiter im Abhängigkeitsverhältnis zu arbeiten, mit einem neuen Arbeitsvertrag, wobei die normalen Beiträge auch auf ihren Lohn oder ihr Gehalt erhoben werden, aber die Pension dabei nicht nachträglich erhöht wird. Diejenigen, die mit ihren Arbeitgebern somit vereinbaren, dass sie weiter arbeiten, eventuell zu anderen Bedingungen (geringere Arbeitszeit, weniger Verantwortung), können dann gesamthaft (Pension plus Lohn) zu einem höheren Einkommen gelangen. Das ist jedoch in vielen Fällen nicht möglich (besonders im staatlichen Bereich nicht), so dass die Arbeitnehmer es vorziehen, weiter zu arbeiten wie bisher, und zunächst auf die Pension zu verzichten. Deshalb ist das tatsächliche Pensionierungsalter im Durchschnitt etwas höher als das formelle.

			Die Finanzen des Systems

			Die Finanzen des Pensionierungssystems gerieten in den letzten Jahrzehnten zunehmend in die Defizitzone, was durch Beteiligung am Erlös der Gewinnsteuer und auch am gesamten Steuererlös gelöst wurde. Gegenwärtig entfallen die Mittel, über die die ANSeS verfügt etwa zu gleichen Teilen auf Beiträge auf Löhne und Gehälter (die formell zum Teil vom Lohn abgezogen und zum Teil von den Unternehmen gezahlt werden) und auf Zuschüsse aus Steuern. Beiläufig sei erwähnrt, dass in den 90er Jahren, unter Cavallo als Wirtschaftsminister, bestimmt wurde, dass die Beiträge auf Löhne und Gehälter vom Steueramt (das einige Jahre später in das Amt für öffentliche Einnahmen, AFIP, eingeschlossen wurde) kassiert werden, statt wie bisher von der ANSeS. Das ist logisch, da dabei die Kontrolle vereinheitlicht wird.

			Das Amt, das sich mit der Berechnung und Zahlung der Renten befasst, die ANSeS (Administración Nacional de la Seguridad Social) wurde später mit weiteren sozialen Aufgaben betreut. Es zahlt auch den Kinderlohn, das allgemeine Kindergeld, die Arbeitslosensubvention u.a. Subventionen. Seit Ende 2007 die privaten Rentenkassen aufgelöst und das von ihnen verwaltete Vermögen (das den Beitragenden gehörte) auf die ANSeS übertragen wurde (was eine Verletzung der Verfassung darstellt, die das Eigentumsrecht garantiert), wird dieser Fonds (genannt „Fonds für die Haltbarkeit des Systems”) auch für andere Zwecke eingesetzt. Einmal wird die Rente, die der Fonds ergibt, dem Schatzamt übertragen, wo es als laufende Einnahme gebucht wird. Dann zeichnet dieser Fonds ständig Schatzscheine und Staatsbonds, finanziert also den Staat. 63% des Fonds-Vermögens besteht aus Staatspapieren. Der Rest besteht in verschiedene Anlagen, und auch in Aktienpaketen bei 42 Gesellschaften, wobei die ANSeS bei 37 über 2% hält und somit jetzt die Intervention durch die Nationale Wertpapierkomission fordern kann. Und schliesslich werden auch Mittel für andere Zwecke abgezweigt, so jetzt für Finanzierung von Sozialwohnungen (Plan Pro.Cre.Ar.), vorher auch für Computer für Schulkinder und für Kredite an Unternehmen (wie z.B. General Motors), die an die Bedingung gebunden waren, dass keine Entlassungen stattfanden. In der Vorwoche wurde der ANSeS-Generaldirektor Diego Bossio, vor Gericht von Lilita Carrió u.a. angeklagt, Mittel für die Zahlung von Erdölimporten aus Venezuela eingesetzt zu haben. Formell lief das Geschäft jedoch so, dass die ANSeS Schatzscheine zeichnete und das Schatzamt dann an die venezolanische PDVSA zahlte. In diesem Zusammenhang sei auch erwähnt, dass vor etwa einem Monat Staatsbonds aus dem Sonderfonds, die auf Dollar lauten, auf Anweisung von Staatssekretär Moreno verkauft wurden, um den schwarzen Dollarkurs nach unten zu drücken. Für den ANSeS-Fonds war dies ein schlechtes Geschäft, weil er billig verkaufen musste und diese Bonds, die zumindest den Dollarwert erhielten, durch Pesobonds oder andere Anlagen in Pesos ersetzen musste. Ohnehin hält der Fonds einen hohen Betrag von Pesobonds, die mit dem (gefälschten) CER-Index berichtigt werden, so dass der Fonds auch hier einen Inflationsverlust erleidet.

			Die Rentner sind mit dem Einsatz von ANSeS-Mitteln für die Finanzierung des Staatsdefizites und für allerlei andere Zwecke nicht einverstanden. Sie wollen, dass diese Mittel zunächst für Zahlung von Schulden an Rentner eingesetzt werden, und dann für eine Erhöhung der Renten. Sie gehen dabei vom Konzept eines geschlossenen Systems aus, bei dem die Einnahmen für sie, und nur für sie, eingesetzt werden. 

			Die grundsätzliche Systemänderung

			Das System ist seit langem nicht mehr geschlossen, weil es mit Zuwendungen aus normalen Steuern mitfinanziert wird. Logischerweise sollte die ANSeS dem Schatzamt einverleibt werden, als ein normales Departement, und dabei die finanzielle Unabhängigkeit verlieren, die es formell hat. Das würde dann dazu führen, dass die Schulden des Staates gegenüber der ANSeS gestrichen werden, weil der Staat nicht sich selbst Geld schulden kann, womit die Staatsschuld dann etwa halbiert würde. Das würde dann erlauben, die verkappten Staatsschulden anzuerkennen (gegenüber Holdouts, dem Pariser Klub, Klägern bei ICSID-Schiedsgericht u.a.) ohne dabei die gesamte Staatsschuld erneut auf eine unerträgliche Höhe zu bringen. Früher oder später muss die internationale finanzielle Lage des argentinischen Staates geregelt werden, um wieder normale Kredite und auch Zugang zum Kapitalmarkt zu erhalten, ebenfalls direkte Auslands-investitonen anzuziehen, ohne dass dabei anormale Privilegien gefordert werden, wie es im Fall Chevron der Fall ist.

			Das Rentensystem wurde unter den Kirchner-Regierungen in seiner Essenz geändert. Es ist heute eher ein System der allgemeinen Subvention an alte Menschen. Einmal wurden ab 2003 schon die Mindestrenten weit über die Inflation angehoben, die höheren Renten jedoch darunter, so dass der Anteil der Mindestrenten an den gesamten Rentezahlungen explosiv gestiegen ist und heute 75% der insgesamt 5,6 Mio. Rentner umfasst. Vorher bezog weniger als die Hälfte der Rentner den Mindestbetrag. Und dann wurden vor einigen Jahren diejenigen in das System aufgenommen (mit einer Mindestrente), die das Pensionierungsalter überschritten hatten, aber eben die Beiträge während ihres aktiven Lebens gar nicht oder nur zum Teil bezahlt hatten. Somit kamen 2,3 Mio. neue Rentner hinzu. Das System deckt jetzt 95% der gesamten Bevölkerung, die das Rentenalter überschritten hat, während es vorher unter 65% waren. In Wirklichkeit wird jetzt die gesamte Bevölkerung erfasst, da die verbleibenden 5% zum Teil aus Personen bestehen, die ohnehin ein ausreichendes Einkommen haben und keine Rente beanspruchen, oder von Schwarzarbeitern, die sich scheuen, sich bei der ANSeS zu melden, oder anderen, die einfach nicht wissen, da sie Recht auf eine Pension haben.

			Die Zahlen der ANSeS

			- Die Renten wurden in den letzten Jahren überindexiert, so dass sich die Rentner nicht beklagen sollten. Die Präsidentin hat in der Vorwoche eine Erhöhung von 14,41% ab 1. September angekündigt, was mit der ab 1. März verfügten Erhöhung insgesamt 31,78% ausmacht. Auch 2012 waren es über 30%, also in beiden Jahren weit mehr als die Inflation und auch mehr als die durchschnittlichen Lohnerhöhungen. Das ist darauf zurückzuführen, dass die Renten zum Teil im Ausmass der Zunahme der ANSeS-Einnahmen erhöht werden, die nicht nur wegen Lohnerhöhungen steigen, sondern auch wegen zunehmender Beschäftigung und Übergang von Schwarzarbeitern auf die Legalität.

			- Das Haushaltsgesetz für 2013 bestimmt für die ANSES einen Gesamtbetrag von $ 300 Mrd. Voraussichtlich werden es schliesslich mehr sein, u.a. wegen der Überindexierung der Renten.

			- Der Sonderfonds hatte zum 30.4.13 ein Vermögen von insgesamt $ 280,57 Mrd.

			- Die Aufwendungen für Pensionen, Hinterbliebenenrenten, andere Renten, das Kindergeld und die Arbeitslosenversicherung werden im Budget mit $ 230 Mrd. veranschlagt. Hinzu kommen noch $ 70 Mrd. für Deckung der Defizite mehrerer Pensionskassen der Provinzen, die sie nicht an den Nationalstaat übertragen haben, was 13 getan haben, aber nicht die wichtigsten, wie Buenos Aires, Córdoba und Santa Fé, und auch nicht die Stadt Buenos Aires. Ausserdem werden die Kassen der Streit- und Sicherheitskräfte von der ANSeS subventioniert.

			- Für 2013 sind $ 4 Mrd. für Zahlung von Schulden vorgesehen, die durch Gerichtsurteile bestimmt wurden. Es sind in diesem Fall 30.000 Urteile. Doch vor Gericht laufen um die 500.000 Prozesse wegen Berichtigung der Renten, die einen geschätzten Gesamtwert von $ 60 Mrd. darstellen, und die Urteile zu Gunsten der Rentner übersteigen die gezahlten 30.000 bei weitem. Der Oberste Gerichtshof erwägt seit einiger Zeit die Möglichkeit, das US-System der „class action” einzuführen, so dass dann die schon gefällten Urteile sofort auf alle analogen Fälle angewendet werden, auch wenn sich das Verfahren in erster oder zweiter Instanz befindet. Das würde die Arbeit der Justiz erleichtern und den Gerichten, die sich speziell mit Renten befassen, erlauben, wieder normal zu arbeiten. Die ANSeS müsste dann einen Teil des Sonderfonds für diese Zahlungen einsetzen. Da dabei keine Staatstitel verkauft werden können (weil dies die Staatsfinanzen in eine schwere Krise versetzen würde), müsste auf die verbleibenden Mittel gegriffen werden, die etwas über $ 100 Mrd. ausmachen. Doch ein Teil dieser Mittel ist nicht flüssig, wie die Wohnungskredite. Auf alle Fälle müssten die Aktienpakete verkauft werden, was nicht in allen Fällen einfach ist. Das würde bedeuten, das dann ein Heer von ANSeS-Direktoren (die zum grossen Teil zur „La Cámpora” gehören) ihre gut bezahlten Posten verlieren. Für die Wirtschaft wäre dies gesund, da dabei auch die Möglichkeit schwindet, dass die Wertschriftenkommission die Unternehmen interveniert, also kalt verstaatlicht.

			- Die Pensionen liegen gegenwärtig um die 40% des Lohnes oder Gehaltes, den der Pensionär im aktiven Dienst erhalten würde. 1958 war per Gesetz bestimmt worden, dass es 82% sein sollten, die in der Praxis wegen der Inflation auch nicht voll gezahlt wurden. Dieser Koeffizient wurde berechnet, indem vom vollen Lohn bestimmte Kosten abgezogen wurden, die mit der Arbeit zusammenhängen, wie Transport, Bekleidung u.a. Heute wäre ein Koeffizient von 82% unbezahlbar, weil sich die Zahl der Rentner explosiv vermehrt hat. In keinem Land wird ein analoger Koeffizient angewendet. Es sind bestenfalls um die 60%. Die Opposition und andere, die auf den 82% bestehen, haben entweder keine blasse Ahnung vom Thema, oder sie betreiben nackte Demagogie. Die Gerichsturteile anerkennen jenen Koeffizienten für Perioden vor der Reform von 1995. Damals wurde ein privat verwaltetes Kapitalisierungsystems eingeführt, bei dem die Pension sich aus dem durch Beiträge auf den Lohn plus Zinsen auf den angesammelten Betrag auf der einen Seite, und der Lebenserwarrtung ab Bezug der Rente auf der anderen ergibt. Die ANSeS zahlt dabei auch einen Betrag, der bei niedrigen Renten ins Gewicht fällt.

			Es ist unerlässlich, dass ein neues Gesetz erlassen wird, mit dem allerlei schwebende Probleme gelöst werden, die sich besonders aus gesetzlichen Widersprüchen ergeben. Es muss einmal genau bestimmt werden, wie die Renten berechnet werden; dann muss auch das Recht auf Zahlung geschuldeter Rentenbeträge genau bestimmt werden, wobei dabei auch verfügt werden muss, dass diese Beträge zum Teil in bar und zum Teil in Staatspapieren gezahlt werden. Es ist höchste Zeit, dass die Rentenproblematik eine gesetzliche Gesamtlösung erhält. Das steht jedoch nicht einmal zur Diskussion. Das Thema wird weder von der Regierung, noch von der Opposition aufgeworfen.
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Vorwahlen in Argentinien
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